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Das Rathaus von Kamenz ist eine neo-
gotische Perle aus rotem Backstein, er-
baut 1848 von dem Lausitzer Schinkel-
schüler Carl August Schramm. Der
Ratssaal ist bis auf den letzten Platz
gefüllt. An der Wand die Projektion ei-
nes Fotos aus dem Jahr 2006: die Büs-
te des bekanntesten Sohnes der Stadt,
Gotthold Ephraim Lessing, daneben
ein erratisch in die Weite blickender
junger Mann, dem man aber auch die
Fähigkeit zum praktischen Zupacken
anzusehen meint. Oberbürgermeister
Roland Dantz, ein nicht minder zupa-
ckender parteiloser Bauingenieur, zi-
tiert die Bibel, „irgendwo im Alten
Testament“: „Jegliches hat seine
Zeit.“

Für die örtlichen Verhältnisse ist
das fast bibelfest. Nahezu jeder ehe-
malige DDR-Bürger kennt dieses Bi-
belwort; für den Defa-Spielfilm „Die
Legende von Paul und Paula“ dichtete
Ulrich Plenzdorf 1973 nach der Lu-
therübersetzung des Predigers Salo-
mo das Gedicht „Wenn ein Mensch
lebt“. In der Vertonung des Filmkom-
ponisten Peter Gotthardt und der In-
terpretation eines noch sehr jungen
Dieter Birr als Sänger der Kultband
Puhdys wurde es so etwas wie die
heimliche Nationalhymne der DDR.
Für die Zitation durch Dantz hätten
sich auch die Eingangszeilen angebo-
ten: „Wenn ein Mensch kurze Zeit
lebt, / sagt die Welt, dass er zu früh
geht.“ Der Mann auf dem Bild ist der
2007 im Alter von 46 Jahren verstorbe-
ne Historiker Matthias Herrmann.

Im Film bezog sich die Liedzeile
auf die Protagonistin Paula, die am
Ende des Films die Geburt ihres drit-
ten Kindes nicht überleben wird. Eva
König, die Ehefrau Lessings, um den
sich in Kamenz irgendwie alles
dreht, starb bei der Geburt des einzi-
gen Sohnes Traugott 1777 in Wolfen-
büttel. Matthias Herrmann, dessen
Witwe und Kinder bei der Veranstal-
tung im Rahmen der „Lessingakzen-
te 2020“ anwesend sind, hat eine geis-
tige Vaterschaft nicht mehr erlebt,
nämlich das Erscheinen seiner Dis-
sertation aus dem Jahre 1994 (F.A.Z.
vom 30. Oktober 2019). Jetzt liegt
das Buch in der Schriftenreihe des
Stadtarchivs Kamenz vor, dessen Lei-
ter Herrmann von 1991 an war; in ei-
ner Mitteilung der Stadt ist von „spä-
ter Genugtuung“ die Rede.

Im geräumigen Ratssaal geht es un-
prätentiös zu; keine Musik, keine
Häppchen, keine Getränke. Viele ha-
ben Herrmann gekannt, erwähnen Be-
gegnungen, Erlebnisse. Einige hatten
eine weite Anreise, aber nicht aus
dem „Westen“, Repräsentanten der
kleinen Nische des DDR-Archivwe-
sens, agile alte Herren im Anzug, ver-
einzelt mit gepflegtem Schnurrbart,
immer mit festem Händedruck. Eine
Art von Kultstatus hat Herrmann in
seiner Heimatstadt durch die verwin-
kelte Publikationsgeschichte seiner
Doktorarbeit erhalten. Obwohl sein
Thema, die Geschichte des Reichsar-
chivs in den Jahren 1919 bis 1945, bis
heute Aktualität besitzt, scheiterten
mehrere Veröffentlichungsversuche
im „Westen“, trotz früher Zusage des
Präsidenten des Bundesarchivs Fried-
rich Kahlenberg.

Ein Brief der ehemaligen Seminar-
gruppe von Herrmann, zum Studium
der Archivwissenschaft an die Hum-
boldt-Universität delegiert, wird ver-
lesen, eine Wissenschaftlerbiogra-
phie im anderen Teil Deutschlands
plastisch. Die Rede ist von der ge-
meinsamen Apfelernte bei der „Ro-
ten Woche“ 1983, den bescheidenen
Freuden einer Studentenzeit in der
späten DDR, denen Herrmann, frisch
vom ungeliebten Wehrdienst bei der
Volksarmee, ausgesprochen zugetan
war, vom „Klassenstandpunkt“ und
der obligatorischen „Parteilichkeit“.
Es folgen die Beteuerung, sich wech-
selseitig „keinen Schaden zugefügt“
zu haben, und der Rückblick auf die
staatliche „Arbeitsplatzlenkung“.
Nur Herrmann war als „Forschungs-
student“ an der Humboldt-Universi-
tät geblieben. Der Brief schließt mit
der Klage über die Geringschätzung
von „allem, was im Osten Deutsch-
lands gemacht wurde“.

Von Ostalgie ist diesen Abend
aber nichts zu bemerken. Herrmanns
Nachfolger Thomas Binder erinnert
an die katastrophalen Arbeitsbedin-
gungen kommunaler Archive in der
DDR, meist von einem Mitglied des
Rates der Stadt im Nebenamt be-
treut, in Kamenz etwa der Standesbe-
amtin; für historische Forschung war
hier kein Platz. Als manichäisches
Ost-West-Gleichnis eignet sich die
Geschichte schlecht, denn neben
Kahlenberg hatten sich viele andere
Stimmen aus dem „Westen“, etwa
der langjährige Archivar der Max-
Planck-Gesellschaft Eckart Hen-
ning, für Herrmann verwendet.

Herrmann wird von Binder als „Ar-
chivar alten Schlages“ charakterisiert,
der sich auch als Forscher verstand.
Das hat nicht nur am Bundesarchiv in-
zwischen Seltenheitswert erhalten.
Eine andere geographische Unter-
scheidung als die Trennung von Ost
und West sagt mehr aus über das
Schicksal des in Kamenz vorgestellten
Buches: Sein „ungefiltertes“ Erschei-
nen war wohl nur an der Peripherie
möglich.  MARTIN OTTO

„Dreißig Jahre nach der Wiedervereini-
gung: Regieren in der Bundesrepublik
Deutschland“ lautete der Titel einer Ta-
gung der Deutschen Vereinigung für Poli-
tikwissenschaft, zu der Marion Reiser, in
Jena Lehrstuhlinhaberin für das politische
System der Bundesrepublik, an ihre Uni-
versität eingeladen hatte. Als die Teilneh-
mer in Jena eintrafen, hatte das Thema un-
erwartete Aktualität gewonnen. Am sel-
ben Tag tagte der Bundesrat in Berlin, und
Thüringen war dort nicht vertreten. Der
mit den Stimmen der AfD gewählte, inzwi-
schen nur noch geschäftsführende, ohne
Minister amtierende Ministerpräsident
blieb der Sitzung fern. In Thüringen ist
wie unter einem Brennglas das Verschwin-
den der alten Bundesrepublik zu beobach-
ten. Erstmals wurde 2014 in Erfurt ein
Linkspartei-Politiker Ministerpräsident,
gefolgt 2020 vom ersten Ministerpräsiden-
ten von Gnaden der AfD. Die jüngste Pre-
miere gab es in der letzten Woche: Der lin-
ke Regierungschef kehrte ins Amt zurück
dank einer Abmachung mit der CDU.

Franziska Carstensen (Hagen) sprach
über den Institutionentransfer anhand der
Landtags-Geschäftsordnungen von Rhein-
land-Pfalz und Thüringen. Die Mainzer
Geschäftsordnung wurde für Erfurt kom-
plett übernommen. Nicht zurück auf die ei-
gene Verfassungstradition, sondern gen
Westen war 1990 der Blick gerichtet. Es
gab einige sprachliche Abweichungen bei
Ämterbezeichnungen, auch mussten Ver-
weise auf die Verfassung anders lauten.
Denn Thüringen hatte zu diesem Zeit-
punkt noch keine Verfassung. Diese be-
schloss der Landtag erst 1993 auf der Wart-
burg. Noch galten die nur achtzehn Para-
graphen der „Vorläufigen Landessat-
zung“, die gemäß ihrer Schlussbestim-
mung durch Aushang in Landtag und „Be-
zirksverwaltungsbehörden“, Relikten aus
DDR-Zeiten, „sowie durch Verlesen im
Rundfunk verkündet“ wurde. Darin stand:
„Das Nähere regelt die Geschäftsordnung
des Landtags.“ Und: „spätestens“ Ende
1992 solle sie außer Kraft treten.

So avancierte die aus Rheinland-Pfalz
importierte Langtags-Geschäftsordnung
zur Ersatzverfassung. Umso interessanter
sind die wenigen Punkte, in denen Thürin-
gen vom West-Vorbild abwich. Man ver-
zichtete – die Bürgerrechtler hatten gera-
de die runden Tische weggeräumt – auf
die rheinland-pfälzische Institution eines
Bürgerbeauftragten. Anders als das alte
Bundesland statuierte Thüringen die Mög-
lichkeit mehrerer Wahlgänge für die Wahl
des Ministerpräsidenten mit sinkenden

Anforderungen an die Mehrheit. Wo der
Landtag von Rheinland-Pfalz der Regie-
rung mit der Mehrzahl seiner Mitglieder
das Misstrauen aussprechen kann, mit der
Folge der Landtagsauflösung, falls kein
neuer Ministerpräsident gewählt wird, da
führte die Thüringer Geschäftsordnung
die Selbstauflösung des Landtags sowie
die Unterscheidung zwischen konstrukti-
vem Misstrauensvotum und Vertrauensfra-
ge ein.

Michael Koß (Lüneburg) beleuchtete,
mit welchen Maßnahmen der Bundestag
der Obstruktion aus seiner Mitte vorzubeu-
gen versucht hat. In der Geschäftsord-
nungsdebatte am 6. Dezember 1951 sagte
der CSU-Abgeordnete Karl Kahn: „Ich bit-
te, beide Änderungsanträge der Kommu-
nistischen Partei abzulehnen. Wir haben
genau gewusst, warum wir alle, von der
SPD bis hinüber zur Deutschen Partei, die-
se Fassung genommen haben. Wir wollen
gewissen Leuten ein Mundschloss anhän-
gen.“ Koß zeigte, dass weder KPD noch
Grüne oder Linke als Oppositionspartei-
en je so destruktiv vorgingen wie jetzt die
AfD: Im Plenum des Arbeitsparlaments,
wo Abgeordnete, außer in der Kernzeit
am Donnerstagvormittag, in Ausschüssen
unterwegs sind, war die AfD die erste Par-
tei, die dessen Beschlussfähigkeit nicht
nur anzweifelte, sondern die Unfähigkeit
durch Auszug der Fraktion provozierte.

Auch über Ko-Transformation, vulgo
Ossifizierung, wurde gesprochen. Wichti-
ger als Ampelmännchen ist wohl die Aus-
weitung der Kinderbetreuung westwärts
per Gesetz. Zu Verwerfungen im „Bei-
trittsgebiet“ führte der Institutionentrans-
fer des westdeutschen Sozialmodells. Ju-
gendlichen, deren Hobby Modellbau war,
wurde mit der „Gesellschaft für Sport
und Technik“ auch ihre Freizeitgestaltung
zerschlagen. Dieter Schimanke, einst
Staatssekretär in Sachsen-Anhalt, schil-
derte, was ein fehlender tertiärer Sektor
bedeutete: Die Jugendfeuerwehr diente
als Träger der Jugendhilfe. Vom König-
steiner Schlüssel hörte mancher erstmals
2015, als es um die Verteilung von Flücht-
lingen auf die Bundesländer ging. Fabian
Schmid (Halle) erläuterte das Föderalis-
musinstrument, das älter als das Grundge-
setz ist, vereinbart ursprünglich zur Ret-
tung außeruniversitärer Wissenschafts-
einrichtungen, inzwischen in hundert ver-
schiedenen Politikfeldern angewandt –
bis hin zur Kostenteilung beim Aufkauf
von Steuersünder-CDs. Gerechtigkeit hin-
ter dem Schleier des Nichtwissens, noch
vor John Rawls.

Was definieren wir nach drei Jahrzehn-
ten als ostdeutsch? Die Frage schwebte
über der Tagung. War Philipp Amthor,
1992 in Mecklenburg-Vorpommern gebo-
ren, eventuell „westlichen Sozialisations-
agenten“ ausgesetzt – ist der aus dem Wes-
ten stammende Bodo Ramelow ein „ost-
deutscher“ Ministerpräsident? Gerd und
Susanne Pickel (Leipzig/Duisburg-Essen)
sind seit 1998 auf der Suche nach der „Mau-
er in den Köpfen“. Sie finden sie nicht. De-
mokratieverdrossenheit sei „weit und breit
nicht vorhanden“, Zufriedenheit nimmt
zu, Reste einer Ost/West-Differenz ver-
schwinden, ökonomische Lagen werden in
Ost und West gleich eingeschätzt. Umso
mehr falle die rätselhafte Differenz bei Fra-
gen nach der „relativen Deprivation“ auf.
Jemand, der sich individuell keineswegs als
Verlierer sieht, meint dennoch, Ostdeut-
sche seien Bürger zweiter Klasse. „Es gibt
eine gefühlte Abwertung im Kollektiv.“ Be-
achtet mehr die Überlieferung von Erfah-
rungen und Narrative! Everhard Holtmann
(Halle-Wittenberg) schlug vor, die „sugges-
tive Zweite-Klasse-Frage“ nicht mehr zu
stellen, sondern Lebenslagen im Detail zu
erfragen. Auch die Langzeitstudie „Thürin-
gen-Monitor“ zeigt, dass Demokratiezufrie-
denheit steigt, sogar bei Bürgern mit „auto-
ritärer Einstellung“; vielleicht schließt die
AfD eine Repräsentationslücke.

Katja Wolf ist seit siebeneinhalb Jahren
Eisenachs direkt gewählte Oberbürger-
meisterin mit Linke-Parteibuch, ohne eige-
ne Stadtratsmehrheit. Staatsversagen defi-
niert sie aus Bürgersicht: „Nicht geleerte
Papierkörbe in der Drachenschlucht und
von der Hygieneaufsicht geschlossene Du-
schen in der Jahn-Sporthalle.“ In Hinblick
auf AfD-Wähler mahnte Wolf, „nicht
durch neue Ausgrenzungen politische Dis-
kursfähigkeit zu verlieren“. Da traf sich
die Kommunalpolitikerin der Linken mit
dem Leiter der Bundesbehörde für die Sta-
si-Unterlagen, Roland Jahn, der davor
warnte, mit Regelverletzungen Demokra-
tieregeln schützen zu wollen.

Zum Dreißigjährigen der Einheit
„gärt“ in Katja Wolf, wie sie vor den For-
schern bekannte, die „bittere“ Erinne-
rung daran, dass der Verfassungsentwurf
des runden Tischs 1990 unter den Tisch
fiel. Damals war sie vierzehn Jahre alt, in
der Pubertät – „wenn Sturm und Drang
und Revolution zusammen kommen, was
Besseres gibt’s ja gar nicht“. Heute bekom-
me sie Gänsehaut beim Lesen von Artikel
1 Absatz 2 jenes Entwurfs: „Jeder schul-
det jedem die Anerkennung als Glei-
cher.“  GÜNTER PLATZDASCH

Ein Mann
wie Lessing
Kamenz ehrt Herrmann

W
as hat die Strafrechtspro-
fessorin denn da womög-
lich missverstanden? Kon-
kret, so schreibt Frauke

Rostalski, Direktorin des Instituts für
Strafrecht und Strafprozessrecht der
Universität Köln, könnte ein neuer Para-
graph 217 des Strafgesetzbuchs (StGB)
so lauten: „Wer die Selbsttötung eines
anderen oder deren Versuch veranlasst
oder fördert, obwohl er (nach den ihm
bekannten Umständen) nicht davon aus-
gehen darf, dass die Entscheidung zur
Selbsttötung unter keinen wesentlichen
Willensmängeln leidet, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.“ Diese Fassung soll
demnach den neulich vom Bundesver-
fassungsgericht für nichtig erklärten Pa-
ragraphen 217 StGB ersetzen.

Das Gute an Rostalskis im „Kölner
Stadtanzeiger“ vom 6. März gemachtem
Vorschlag: Hier wagt sich eine Wissen-
schaftlerin aus der Deckung, um die De-
batte zu eröffnen, an deren Ende eine
verfassungskonforme Ausgestaltung ei-
nes neuen Selbsttötungsgesetzes durch
den Gesetzgeber stehen soll. Das zwei-
felhafte und möglicherweise auf einem
Missverständnis der Karlsruher Ent-
scheidung vom 26. Februar beruhende
Moment von Rostalskis Einlassung be-
steht darin: Sie dupliziert auf der Ebene
der rechtswissenschaftlichen Dogmatik
lediglich die philosophische Radikalität
des Zweiten Senats, der in seinem Urteil
das menschliche Leben gleichsam auf
null stellt, indem er es in allen seinen
Phasen einem tödlichen „Ich möchte lie-
ber nicht“-Vorbehalt aussetzt. Um dann
freilich – und dieser Kontext ist erheb-
lich – vom eben hergestellten Nullpunkt
aus den Schutz des Lebens dem Gesetz-
geber neu anheimzustellen. Das von
den Verfassungsrichtern effektiv ge-
machte, gleichsam freigeschlagene
Recht auf assistierte Selbsttötung über-
führen sie dann also doch wieder in die
Sphäre des – verfassungsgemäß – zu Re-
gulierenden. Dem Gesetzgeber kommt
bei diesem Vorgang die Aufgabe zu, den
von Karlsruhe um der effektiven Ge-
währleistung des Selbsttötungswun-
sches willen leergeräumten Raum nun
wieder mit Normen zu besetzen.

Mit anderen Worten bestünde die
Aufgabe des Gesetzgebers jetzt darin,
die individualistische Konzeption des
Selbstbestimmungsbegriffs, welche das
Karlsruher Urteil prägt, nicht zu verdop-
peln, sondern vorauszusetzen und als
Gesetzgeber den Selbstbestimmungsbe-
griff auch in dessen Gemeinschaftsbezü-
gen zu entfalten. Radikal im Sinne eines
methodologischen Individualismus
(und Atheismus) meinten die Verfas-
sungsrichter gerade deshalb sein zu kön-
nen, weil sie eine solche nachholende
Regulierung dem Gesetzgeber zwar
nicht aufgetragen, aber ausdrücklich er-
laubt und damit im Zuge der parlamen-
tarischen Debatte wahrscheinlich ge-
macht haben. Insoweit ist diese Karlsru-
her Radikalität, die zu lautstarkem Un-
verständnis und Protesten geführt hat,
fairerweise nicht unabhängig von der
im Urteil selbst eröffneten Regulierungs-
perspektive zu beurteilen. Hier hätten
Rechtswissenschaftler Vorschläge zu
machen, damit der Bundestag schlüssi-
ge Optionen erwägen kann.

Gierige Erbneffen

Rostalski verwirft in ihrer Begründung
des neuen Gesetzesvorschlags nun aber
sämtliche im Karlsruher Urteil als mög-
lich aufgewiesenen Restriktionen, etwa
auf formelle Verfahren zu setzen, um
die Freiheit der Entscheidung des Ster-
bewilligen, wenn nicht sicherzustellen
(wie sollte das von außen her funktionie-
ren?), so doch zu begünstigen. Statt den
lebensmüden Menschen in einem for-
mellen Verfahren mit Alternativen zum
Suizid vertraut zu machen, ihn über sol-
che Alternativen in gebotener Form auf-
zuklären, hält Rostalski es für ausrei-
chend, wenn dem Suizidhelfer ad hoc
keine Zweifel an der freien Willensbil-
dung des Suizidenten kommen.

Damit wird in aufreizender Weise
dem Ermessensspielraum der Suizidas-
sistenz das letzte Wort zugebilligt, ob es
sich bei dieser Assistenz nun um einen
Sterbeverein handelt oder um den „gieri-
gen Erbneffen“ – Letzteren erwähnt
Rostalski selbst als problematisches Bei-
spiel, wobei sie feststellt, dass das straf-
freie „Angehörigenprivileg“ des gekipp-
ten Paragraphen 217 StGB eine von des-
sen vielen Ungereimtheiten war: „Die
Straffreiheit von nicht geschäftsmäßig
handelnden Angehörigen wird nicht
dem Umstand gerecht, dass es gerade in
diesen Beziehungen dazu kommen
kann, dass eine alte oder kranke Person
zu ihrem Sterbewunsch gedrängt wird.“
Dass nach dem Vorschlag Rostalskis zur

Neufassung des Selbsttötunggesetzes
dann aber ausgerechnet auch dem poten-
tiellen Manipulator des Sterbewunsches
– dem interessierten Angehörigen – vor-
behalten sein soll, keine wesentlichen
Willensmängel beim Suizidenten festzu-
stellen und damit als Suizidhelfer straf-
frei aktiv werden zu dürfen, macht aus
der anvisierten strafrechtlichen Vor-
schrift eine Farce. Man könnte sie dann
auch gleich bleibenlassen.

Ebenfalls am 6. März stellte die Bun-
desjustizministerin in der „Rheinischen
Post“ klar, „dass wir noch in dieser Wahl-
periode über Gruppenanträge im Bun-
destag Regelungen zum Thema Suizid-
hilfe schaffen“. Christine Lambrecht lei-
tet für solche Regelungen andere, gegen-
teilige Folgen aus dem Karlsruher Urteil
ab als die Kölner Professorin. So spre-
che das Urteil „etwa von Aufklärungs-
und Wartepflichten, Erlaubnisvorbehal-
ten und dem Verbot besonders gefahr-
trächtiger Formen der Suizidhilfe“. Da-
mit setzt die Justizministerin Signale für
eine Regulierung, die auch an folgender
Maxime zu orientieren sei: „Alte und
pflegebedürftige Menschen haben ein
Recht auf Pflege, Begleitung und Zuwen-
dung. Sie dürfen keinesfalls das Gefühl
haben, dass sie ab einer gewissen Pflege-
bedürftigkeit die Suizidhilfe in An-
spruch nehmen müssten.“ Als Zweck
der anstehenden Regulierungen möchte
Lambrecht sicherstellen, „dass der assis-
tierte Suizid keine gesellschaftliche Nor-
malität werden darf“ – jedenfalls nicht,
so ließe sich ergänzen, über das Normali-
tätsniveau hinaus, das der Gesetzgeber
schon mit dem seit 2015 explizit ge-
machten Angehörigenprivileg von Para-
graph 217 StGB herstellte sowie erst
recht das Bundesverfassungsgericht mit
seinem diesen Paragraphen wieder kas-
sierenden Suizid-für-alle-Urteil.

Flieg, Sinniervogel, flieg!

In die von Lambrecht gewiesene Rich-
tung zielen auch Szenarien für eine ver-
fassungskonforme Lösung, welche jetzt
selbst von strikt restriktiver Seite ins
Spiel gebracht werden, so durch den
Bonner Staatsrechtler Christian Hillgru-
ber, der seit Jahren darauf pocht, dass
Selbstbestimmung weder Synonym
noch Kern der Menschenwürde sei, wes-
halb er die ganze Richtung des Karlsru-
her Urteils missbilligen muss. Indessen
ruft Hillgruber in der Würzburger „Ta-
gespost“ vom 5. März dazu auf, den
„Handlungsauftrag“ des Gesetzgebers
nach der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts „nun allerdings diffe-
renzierter zu erfüllen: durch Anordnung
prozeduraler Sicherungsmechanismen,
etwa gesetzlich festgeschriebener Auf-
klärungs- und Wartepflichten, über Er-
laubnisvorbehalte, die die Zuverlässig-
keit von Suizidhilfeangeboten sichern,
bis hin zu Verboten besonders gefahrt-
rächtiger Erscheinungsformen der Sui-
zidhilfe entsprechend dem Regelungsge-
danken des Paragraphen 217 StGB“.

Wie das Karlsruher Urteil auf die ge-
setzgeberische Seite einen Mobilisie-
rungsdruck ausübt, indem es ein neues
Gesetz jedenfalls nahelegt, so setzt es
das Gemeinwesen auch unter einen er-
höhten Reflexionsdruck, was „Sinnhaf-
tigkeit“ des Lebens seiner Glieder an-
geht. Denn es ist die Berufung auf die
persönlichen Sinnvorstellungen der Bür-
ger, mit der die Verfassungsrichter die
Freiheit, sich das Leben zu nehmen, als
ultimatives Persönlichkeitsrecht begrün-
den, manche sagen: feiern. So formu-
liert der Zweite Senat: „Die Selbstbe-
stimmung über das eigene Lebensende
gehört zum ,ureigensten Bereich der Per-
sonalität‘ des Menschen, in dem er frei
ist, seine Maßstäbe zu wählen und nach
ihnen zu entscheiden.“ Dieses Recht be-
stehe „in jeder Phase menschlicher Exis-
tenz. Die Entscheidung des Einzelnen,
dem eigenen Leben entsprechend sei-
nem Verständnis von Lebensqualität
und Sinnhaftigkeit der eigenen Existenz
ein Ende zu setzen“, sei als Akt autono-
mer Selbstbestimmung zu respektieren.

Hier wird ein Bewusstheitsniveau vor-
ausgesetzt, fürs Sterben- wie fürs Überle-
benwollen, das nicht als allgemeingültig
angenommen werden kann. Muss man
die Frage: „Wann ist ein Leben nicht ver-
geblich?“ (Pascal Mercier) erst in aller
Ausdrücklichkeit beantworten können,
um als selbstbestimmt zu gelten? Lebt
und stirbt man nicht vielfach in einer be-
wusstseinsmäßigen Grauzone, eher an-
ästhesiert in Bezug auf gestochen scharf
gestellte Fragen von Sinnhaftigkeit und
Lebensqualität? Eine derartige Bewusst-
losigkeit wird blitzartig oft erst im Rück-
blick erhellt, wenn man in sich ein gro-
ßes Erstaunen verspürt, dass man für
eine Weile – Jahre oder Augenblicke –
mutmaßlich so weit weg von sich selbst
lebte und diese Selbstbetäubung damals
gar nicht wahrnahm.

Eine solche Betäubtheit ist aber eben
nicht nur empirisch mehr oder weniger
normal, sondern auch von Rechts we-
gen kaum zu beanstanden. Sorgt der
hohe Bewusstheitsanspruch, den Karls-
ruhe beim Leben wie beim Sterben vor-
aussetzt, nun dafür, dass Menschenwür-
de vornehmlich den Sinniervögeln zukä-
me? Muss man im Gegenteil nicht gera-
dezu von einem Abwehrrecht gegen-
über staatlichen Bewusstheitsappellen
sprechen? Und wenn ja, wie ließe sich
gesetzmäßig an ein selbstbestimmtes
Durchhalten in widrigen Umständen ap-
pellieren?  CHRISTIAN GEYER

Mir geht’s gut,
uns geht’s immer schlechter
Gefühlte Abwertung im Kollektiv: Eine Tagung in Jena erörtert Schwierigkeiten
des Regierens in der repräsentativen Demokratie im Ost-West-Vergleich

Steigen Sie wieder ein, Herr Ministerpräsident, und zünden Sie sich eine Zigarre an! Unter den Glückwünschen, die Bodo Ramelow
nach seiner Wiederwahl am 4. März in Empfang nahm, waren Blumen nicht die einzige Form des Sachgeschenks. Im Dezember 2018
hatte Ramelow die von der evangelischen Diakonie getragene Christo-Zigarrenmanufaktur in Bad Lobenstein besucht, die rund 6000
handgedrehte Zigarren pro Jahr produziert. Den 2020 wie 2019 von den Sternsingern durch Anbringung der Inschrift „C + M + B“
vermittelten Haussegen konnte der Landtag in diesem Jahr besonders gut gebrauchen. 2018 gehörten 20,8 Prozent der Thüringer der
evangelischen und 7,6 Prozent der römisch-katholischen Kirche an. Foto Daniel Pilar

Die Stunde der
Wissenschaft
Suizidhilfe muss frei
sein, aber Regulierung
ist möglich: Nach dem
Karlsruher Urteil sind
rechtsdogmatische
Modellvorschläge für
den Bundestag gefragt.
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